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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (/.Ausschuß) 


zu den Vorschlägen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

— für eine Richtlinie des Rates über die Verbrauchsteuern und die anderen 
indirekten Steuern ais die Mehrwertsteuer, die mittelbar oder unmittelbar 
den Verbrauch von Erzeugnissen belasten 

— für eine Richtiinie des Rates über die Harmonisierung der 
Verbrauchsteuern auf Alkohol 

— für eine Richtiinie betreffend eine harmonisierte Verbrauchsteuer 
auf Wein 

— für eine Richtiinie des Rates über die Harmonisierung der 
Verbrauchsteuern auf Bier 

— für eine Richtlinie über die Verbrauchsteuerregelung für 
Mischgetränke 

— für eine Entscheidung des Rates über die Einsetzung eines 
„Ausschusses für Verbrauchsteuern“ 

— Drucksache VI/3256 — 


A. Problem 

Die Harmonisierung der Verbrauchsteuern gehört zu den Zielen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (Artikel 99 EWG- 
Vertrag). Neben der Annäherung der Mehrwertsteuersätze ist 
die Harmonisierung der Verbrauchsteuern Voraussetzung für 
die Abschaffung allgemeiner Grenzkontrollen des Warenver- 
kehrs an den innergemeinschaftlichen Staatsgrenzen. 


B. Lösung 

Die vorliegenden Richtlinienentwürfe enthalten ein Gesamt- 
konzept zur Harmonisierung der Verbrauchsteuern sowie 
Strukturharmonisierung für die Steuern auf Alkohol, Bier 
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und Wein. Nach dem Gesamtkonzept soll die Erhebung von 
Verbrauchsteuern auf die Produkte 

Mineralöl 

Tabak 

Alkohol, Bier, Wein 

beschränkt, aber auch für alle Mitgliedstaaten obligatorisch sein. 
Andere Verbrauchsteuern dürfen nur insoweit erhoben werden, 
als sie wegen ihrer begrenzten Bedeutung den freien Waren- 
verkehr nicht behindern. Für die Bundesrepublik Deutschland 
wären die Einführung einer allgemeinen Weinsteuer sowie die 
Abschaffung der Kaffee-, Tee-, Zucker-, Salz-, Essig-, Zünd- 
waren-, Leuchtmittel- und Spielkartensteuer die Folge. 

Eine zügige Harmonisierung der Verbrauchsteuern ist aus 
deutscher Sicht wünschenswert, doch sollte auf die obligato- 
rische Einführung einer verwaltungsaufwendigen und relativ 
unergiebigen Weinsteuer verzichtet werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Der Ausschußantrag steht im Einklang mit den Stellungnahmen 
des Bundesrates und der beteiligten Ausschüsse, abgesehen von 
einem Vorschlag des Ausschusses für Wirtschaft, auch auf die 
Einführung einer allgemeinen Besteuerung für Bier zu ver- 
zichten. 


D. Kosten 

Allein durch die Abschaffung der Kaffeesteuer und der Bagatell- 
verb rauchsteuern würde zu Lasten des Bundes ein jährlicher 
Einnahmeausfall von 1,5 Mrd. DM entstehen, ohne daß die har- 
monisierten Verbrauchsteuern einen Ausgleich brächten. Des- 
halb ist das Harmonisierungskonzept für die Bundesrepublik 
nur tragbar, wenn gleichzeitig ein Ausgleich geschaffen wird, 
der sich im Rahmen der Mehrwertsteuersatzharmonisierung 
ergeben könnte. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wagner (Trier) 


Die Vorlage — Drucksache VI/3256 — wurde durch | 
Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bundes- ! 
tages vom 8. Februar 1973 wieder an den Finanz- | 
ausschuß sowie mitberatend an den Ausschuß für 
Wirtschaft und an den Haushaltsausschuß überwie- 
sen. Der Ausschuß für Wirtschaft hat über die Vor- 
lage am 21. Februar 1973 und der Finanzausschuß am 
14. März 1973 beraten; der Haushaltsausschuß hat 
am 14. März 1973 erneut beraten und das Beratungs- 
ergebnis vom 15. Juni 1972 bestätigt. 

Nach langen Vorarbeiten hat die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften am 7. März 1972 ein 
Gesamtkonzept zur Harmonisierung der Verbrauch- 
steuern entworfen und dem Rat zur Entscheidung 
vorgelegt. Allein die zwischenzeitliche Erweiterung 
der Gemeinschaft und das deshalb notwendige über- 
denken der Vorschläge aus der Sicht der neuen Mit- 
gliedstaaten machen eine baldige Entscheidung des 
Rates unwahrscheinlich. Der Ausschuß empfiehlt, 
diese Zeit zu nutzen, um den Standpunkt des Deut- 
schen Bundestages zur Geltung zu bringen. ! 

Die Vorlage enthält eine Rahmenrichtlinie mit dem j 
Gesamtkonzept der Verbrauchsteuerharmonisierung 
sowie erste Strukturharmonisierungsrichtlinien für 
Alkohol, Bier und Wein. Sie enthält keine konkre- 
ten Harmonisierungsschritte für Mineralöl- und | 
Tabakprodukte; hinsichtlich der Mineralölsteuer ! 
wird der Ausschuß noch zu gesondert vorgelegten j 
Richtlinienentwürfen (Drucksachen V/3206, VI/1704, ! 
VI/2089) zu berichten haben, während dem Entwurf 
einer ersten Richtlinie zur Harmonisierung der Ta- 
baksteuer (Amtsblatt EG Nr. C 4/22 vom 18. Januar 
1971) bereits in der letzten Wahlperiode bei der No- 
vellierung des deutschen Tabaksteuergesetzes Rech- 
nung getragen worden ist. 

Im Entwurf der Rahmenrichtlinie wird vorgese- 
hen, daß im Endstadium der Harmonisierung nur 
noch Verbrauchsteuern auf Mineralöl, Tabak, Al- 
kohol, Bier und Wein erhoben werden sollen, aber 
auch erhoben werden müssen. Dies bedeutet für uns 
die Einführung einer allgemeinen Weinsteuer und 
den Abbau der ertragreichen Kaffeesteuer und einer 
Reihe von Bagatell- Verbrauchsteuern. 

Die Mitgliedstaaten dürfen solche anderen bei 
ihnen bestehenden Verbrauchsteuern längstens noch 
bis zur Beseitigung der Steuergrenzen weiter erhe- 
ben. Danach können sie diese nur noch erheben, 
wenn sie auf die Einfuhrbesteuerung und die Steuer- 
entlastung bei der Ausfuhr verzichten — was aber 
aus Wettbewerbsgründen praktisch den Zwang zur 
Aufhebung bedeutet — oder wenn es sich um Ver- 
brauchsteuern handelt, die keinen Einfluß auf den 
freien Warenverkehr haben (z. B. Steuern auf den 
Verbrauch von Getränken in einem Getränkeaus- 
schank). Die Mitgliedstaaten unterliegen einem Kon- 
sultationsverfahren, wenn sie die Steuersätze für 


Verbrauchsteuem nach dem Zeitpunkt der Notifizie- 
rung der Richtlinie ändern wollen. 

Der Finanzausschuß konnte bei seiner Beratung 
auf eine detaillierte Stellungnahme des Bundesrates 
zurückgreifen, die hier, nachdem der Ausschuß in 
seinem Antrag darauf Bezug nimmt, wiedergegeben 
sei: 

I. 

1. Der Bundesrat begrüßt die Überlegungen der 
Kommission zur Harmonisierung der Verbrauch- 
steuern. 

2. Er bittet die Bundesregierung, für eine intensive 
Fortführung der Harmonisierungsarbeiten auf 
dem Gebiet der Mineralöl-, Tabak-, Alkohol- und 
Biersteuer einzutreten und dabei deutscherseits 
das geltende Verbrauchsteuerrecht zur Grund- 
lage der weiteren Verhandlungen zu machen. 

über die Beseitigung der kleinen Verbrauch- 
steuern und außerdem speziell der Kaffeesteuer 
sollte erst dann entschieden werden, wenn sicher- 
gestellt ist, daß der bei den Verbrauchsteuern 
entstehende Einnahmeausfall durch Mehreinnah- 
men im Zusammenhang mit der Harmonisierung 
der Mehrwertsteuer ausgeglichen werden kann. 

3. Soweit spezifische Verbrauchsteuern auf land- 
wirtschaftliche Produkte beibehalten oder neu 
eingeführt werden, ist im Einzelfall zu prüfen, 
ob durch Erhebungsart oder Höhe der Steuer die 
Wettbewerbsfähigkeit der unmittelbar oder mit- 
telbar beteiligten landwirtschaftlichen Betriebe 
betroffen wird. Dies gilt auch für einen etwaigen 
Ausgleich von Steuerausfällen infolge des Weg- 
falls von Verbrauchsteuern. 

Bei der Harmonisierung sind beabsichtigte EWG- 
Regelungen zu berücksichtigen. So sind bei- 
spielsweise die Auswirkungen der Alkohol- 
steuer in engem Zusammenhang mit der ge- 
planten Alkoholmarktordnung zu sehen, deren 
Folgerungen für bestimmte landwirtschaftliche 
Produktionszweige zur Zeit nicht überschaubar 
sind. Es sollten bei der Harmonisierung auch 
Wettbewerbsverzerrungen innerhalb konkurrie- 
render Urproduktionen vermieden werden. 

II. 

Zu den Entwürfen ist im einzelnen folgendes zu 
bemerken: 

1. Alkoholsteuer 

a) Die in Artikel 1 vorgesehene Regelung führt zu 
einer einseitigen Steuerbelastung des Äthyl- 
alkohols. Da zumindest in gewisser Hinsicht eine 
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Austauschfähigkeit mit anderen Alkoholen ge- 
geben ist, könnte sich eine nicht vertretbare 
Wettbewerbsverzerrung ergeben. 

b) Dem Äthylalkohol sollten solche Alkohole gleich- 
gestellt werden, die dem selben Verwendungs- 
zweck: wie Äthylalkohol dienen können, gleich- 
gültig ob rein oder in Mischung. 

c) An der Besteuerung des Alkohols, der zur Her- 
stellung von Arzneimitteln sowie von Riech-, 
Körperpflege- und Schönheitsmitteln verwendet 
wird, sollte schon im Hinblick darauf, daß Aus- 
gangsposition für die Verhandlungen auf deut- 
scher Seite unser geltendes Verbrauchsteuerrecht 
ist, und auch aus fiskalischen Gründen weiterhin 
festgehalten werden. 

Sollte sich in der EWG als Gemeinschaftsrege- 
lung eine Besteuerung des Alkohols zur Herstel- 
lung von Kosmetika ergeben, so würde sich die 
Frage stellen, ob auch Isopropylalkohol, der in 
letzter Zeit von der kosmetischen Industrie — we- 
gen des Preisunterschiedes — weitgehend als 
Substitutionsgut für Äthylakohol verwendet 
wird, in die Besteuerung einbezogen werden 
müßte. Diese Frage wäre zur gegebenen Zeit 
eingehend zu prüfen. 

d) Aus agrarstrukturellen Gründen sollten den 
Kleinbrennereien und den Abfindungsbrenne- 
reien die bisher geltenden Vergünstigungen zeit- 
lich unbegrenzt erhalten werden. 


2. Weinsteuer 

a) Die Einführung einer allgemeinen Weinsteuer 
sollte abgelehnt werden. 

b) In Artikel 3 der Richtlinie des Rates über die 
Verbrauchsteuern und die anderen indirekten 
Steuern als die Mehrwertsteuer, die mittelbar 
oder unmittelbar den Verbrauch von Erzeugnis- 
sen belasten, sollte das Wort „Wein" gestrichen 
werden. 

Wein ist ein landwirtschaftliches Erzeugnis, das 
im Gegensatz zu gewerblich hergestellten Ver- 
arbeitungsprodukten hohen Anbau- und Ernte- 
risiken unterliegt. Seine Herstellung, Bearbei- 
tung und Vermarktung erfolgt nach den Regeln 
der EWG-Weinmarktordnung und ist schon da- 
mit wesentlichen Beschränkungen unterworfen. 

Wein unterliegt in Deutschland dem vollen Mehr- 
wertsteuersatz; der Weinbau ist schon deshalb 
anderen Agrarzweigen gegenüber benachteiligt. 
Wein steht in keinem unmittelbaren Konkurrenz- 
verhältnis zu Bier. Die Verbrauchsteigerung bei 
Wein in den letzten Jahren hat sich nicht nach- 
teilig auf den Bierkonsum ausgewirkt. Wein ist 
im Gegensatz zu Bier eine nach Beschaffenheit 
und Bewertung sehr heterogene Produktgruppe; 
er wird überwiegend als Genußmittel verbraucht 
und mit Bier erfahrungsgemäß nicht ausgetauscht. 
Deshalb könnte selbst eine vermeintliche Wettbe- 
werbsungleichheit nicht durch eine Steuer aus- 
geräumt werden. 


Eine reine Mengensteuer bei verschiedenartigen 
Weinen, die sich durch hohe Wertunterschiede 
auszeichnen, führt zu Wettbewerbsungleichheit 
innerhalb der Weinwirtschaft. 

c) Die Erhebung der Weinsteuer, deren Aufkommen 
dn der Bundesrepublik Deutschland nur etwa 
35 Millionen DM jährlich betragen würde, würde 
erhebliche, weit über das sonst übliche Maß hin- 
ausgehende Kosten verursachen und schätzungs- 
weise 500 Zollbeamte zusätzlich erfordern. Die 
steuerliche Erfassung und Kontrolle bei ca. 91 000 
Erwerbswinzern und 3500 Großhändlern kann 
nicht durch entsprechende Maßnahmen im Rah- 
men der Weinmarktordnung ersetzt werden. Hin- 
zu kommt folgendes: Da die EG-Kommission 
später auch eine Begrenzung des Steuersatzes 
für Schaumwein auf 30 RE = 110 DM je hl an- 
strebt (heutiger Steuersatz in der BRD = 200 DM 
je hl), würde sich bei der Schaumweinsteuer 
unter Zugrundelegung des Aufkommens im Jahre 
1971 (267 Millionen DM) ein Einnahmeausfall 
von ca. 120 Millionen DM ergeben. Dieser Ein- 
nahmeausfall würde auch durch die Einnahmen 
bei der Weinsteuer keineswegs wettgemacht 
werden, sondern es würde für den Bundeshaus- 
halt immer noch ein Einnahmeverlust von ca. 
85 Millionen DM entstehen. 

d) Außerdem müßten die bisher von den Statisti- 
schen Ämtern vorgenommenen Erhebungen über 
Flächen, Erträge und Bestände auf Grund des 
Artikels 9 von anderen Verwaltungen übernom- 
men werden. Nach den geltenden Rechtsgrund- 
sätzen (§ 12 StatGes) dürfen Einzelerhebungen 
der Statistik nicht für steuerliche Zwecke ver- 
wendet werden. 

3. Biersteuer 

a) Artikel 17 sollte ersatzlos gestrichen werden. 
Bei der Harmonisierung muß die Biersteuer- 
mengenstaffel auf Dauer erhalten bleiben, weil 
sonst die bestehenden Wettbewerbsnachteile der 
kleineren und mittleren Betriebe verschärft wür- 
den. 

b) Die in Artikel 5 vorgesehene Klasseneinteilung 
sollte überprüft werden, um Abgrenzungsschwie- 
rigkeiten infolge der Fehlertoleranzen bei der 
Analyse zu vermeiden. 

4. Verbrauchsteuerausschuß 

Es sollte sichergestellt werden, daß der „Ausschuß 
für Verbrauchsteuern" nur an Regelungen techni- 
scher und verfahrensrechtlicher Art mitwirkt. 

Aus der Stellungnahme des Ausschusses für Wirt- 
schaft hat der Finanzausschuß die zusätzliche An- 
regung übernommen, die Bundesregierung um lau- 
fende Berichterstattung über den Fortgang der Bera- 
tungen in Brüssel zu ersuchen. Nicht folgen konnte 
der Finanzausschuß der Anregung, nach der auf die 
Einführung einer allgemeinen Besteuerung nicht nur 
für Wein, sondern auch für Bier verzichtet werden 
sollte. Der Finanzausschuß geht davon aus, daß die 
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Biersteuer ein ständiger Bestandteil unseres Steuer- 
rechts ist und verständlicherweise keine Bereitschaft 
der Bundesländer besteht, auf das Aufkommen aus 
dieser Steuer zu verzichten. Danach besteht aber aus 
unserer Sicht auch keine Veranlassung, anderen Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft insoweit 
einen Wettbewerbsvorteil zu ermöglichen. 

Die Stellungnahme des Haushaltsausschusses be- 
tont die Notwendigkeit eines anderweitigen Haus- 
haltsausgleichs Zug um Zug mit der Abschaffung der 
Kaffeesteuer und der Bagatellverbrauchsteuem, wo- 


bei sich ein zeitliches Zusammenlegen mit der Mehr- 
wertsteuersatzharmonisierung anbietet, weil diese 
zu einer Mehrwertsteuersatzerhöhung und zu einem 
Mehraufkommen in der Bundesrepublik führen 
dürfte, wodurch mindestens der Verbrauchsteueraus- 
fall ausgeglichen wird. 

Die Gesichtspunkte, denen der Finanzausschuß 
für die weiteren Verhandlungen grundsätzliche Be- 
deutung beimißt, hat er in einer Entschließung zu- 
sammengefaßt, um deren Bekräftigung der Ausschuß 
bittet. 


Bonn, den 4. April 1973 


Dr. Wagner (Trier) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von der Vorlage — Drucksache VI/3256 — Kenntnis zu nehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, für eine beschleunigte Harmonisierung 
der Verbrauchsteuern einzutreten und die zuständigen Ausschüsse des 
Bundestages laufend über den Fortgang der Beratungen in Brüssel zu 
unterrichten. 

b) über die Beseitigung der kleinen Verbrauchsteuern und der Kaffeesteuer 
sollte erst entschieden werden, wenn sichergestellt ist, daß der dadurch ent- 
stehende Einnahmeausfall durch Mehreinnahmen im Zusammenhang mit 
der Harmonisierung der Mehrwertsteuer ausgeglichen werden kann. 

c) Die Einführung einer allgemeinen Weinsteuer in der Bundesrepublik 
Deutschland wird nachdrücklich abgelehnt. 

d) Im übrigen empfiehlt der Bundestag der Bundesregierung, die detaillierte 
Stellungnahme des Bundesrates zu den einzelnen Verbrauchsteuerarten zu 
berücksichtigen. 

e) Der Einsetzung eines Verbrauchsteuerausschusses, dem jedoch nur die 
Regelung technischer und verfahrensrechtlicher Einzelheiten überlassen 
werden kann, wird zugestimmt. 


Bonn, den 4. April 1973 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Dr. Wagner (Trier) 

Vorsitzende Berichterstatter 
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